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Achtes Kapitel .

Militärrente und Zivilgehalt .

Der jahrelange Dienſt in der Truppe bringt es mit ſich, daß

namentlich die Front - Unteroffiziere beim Abgange aus dem Heere

nicht mehr in allen Teilen über eine ungeſchwächte Geſundheit verfügen

ſie ſind nicht krank oder invalide oder erwerbsunfähig ; aber der eine

hat ſich dies , der andere ein anderes Leiden zugezogen , ein Leiden ,

das ihn nicht hindert , eine Zivilſtelle ganz auszufüllen , das aber ihm

erhöhte Koſten ( Beſuch eines Bades , Kur uſw . ) auferlegt . Der ab⸗

gehende Unteroffizier erhält daher vielfach eine Rente , die nach der

verminderten Erwerbsfähigkeit bemeſſen iſt. Bei der Beratung des

Mannſchaftsverſorgungsgeſetzes 1906 erhob ſich nun die Frage : ſoll

dieſe Rente ungekürzt neben dem Zivildienſteinkommen bezahlt werden ?

Die Militäranwärter wünſchten dieſes und brachten hierfür eine Reihe

guter Gründe vor . Die Regierungsvorlage lehnte dieſen Wunſch ab

und ſchlug das Ruhen der Renten unter 219 % und über 600 / vor ; dieſes

Ruhen ſollte für jeden Zivildienſt gelten , auch für den Kommunal

dienſt . Entſcheidend für dieſen Vorſchlag waren die finanziellen Ge

ſichtspunkte . Bei der Militärpenſions - Novelle von 1893 waren die

Mehrkoſten für den Wegfall jeder Kürzung auf rund 6000 000 Mk .

angegeben , wovon je 3 000 000 Mk . auf den Penſions

fonds und auf den Reichs - Invalidenfonds entfielen und von dieſen

6 000 000 Mk . wiederum 600 000 Mk . für Offiziere —5 5 400 000 Mk .

für Unterklaſſen .

Im Jahre 1906 ergab ſich ein anderes Bild ; wenn die Militär —

rente ungekürzt neben dem Zivileinkommen bezahlt werden ſollte ,

ſo entſtanden folgende Mehrkoſten :

Im erſten Jahre :
12 351 000 Mk.

Peiegsinvaliden : r 861 000

zuſammen E8

während für den Entwurrf 1

angeſetzt waren , ſo daß gegen den En ee , eine
e

Mehrausgabe

212 000 Mk.

841 000 Mk.

⸗ 11 371 000 Mk.

entſtehen würde . Im Höhepunkte der Belaſtung würde ſich dieſe Mehrausgabe

auf 10 153 000 Mk. ermäßigen , weil die Rente nach dem Entwurfe für einen

Teil der Halbinvaliden hinter dem Betrage der bisherigen Penſion V. Klaſſe

zurüctbleibt und für die jetzt noch angeſtellten Invaliden aus den Kriegen vor

1870 und aus dem Kriege 1870/71 Mehrkoſten nicht mehr zu berechnen ſind .

Der Kriegsminiſter erklärte , daß die unverkürzte Belaſſung der

Militärrente neben dem Zivildienſteinkommen für den Bundesrat



—

einfach unannehmbar ſei . Die Militärverwaltung habe ſchon die größten

Schwierigkeiten gehabt , den Paragraphen ſo durchzuſetzen , wie er an

den Reichstag gelangt ſei . Andere Reſſorts ſtänden auf dem Stand —

punkte , daß man einem Manne , der ſeinen Dienſt noch voll tun könne ,

keine Militärrente neben ſeinem Zivilgehalt zu zahlen habe . Der

preußiſche Finanzminiſter habe den Abzug der erſten 30 % der Voll

rente von der Rente des Betreffenden verlangt . Das preußiſche Staats

miniſterium werde auch nicht in der Lage ſein , einer Ermäßigung des

Abzuges von 20 auf 15 % zuzuſtimmen .
So wurde ſchließlich einſtimmig folgende Regelung ( zuzüglich einer

kleinen Anderung bei der Militärvorlage 1913 ) beſchloſſen , wonach das

Recht auf den Bezug der Rente ruht ( § 36 Ziffer 3) :
3. während einer Anſtellung oder Beſchäftigung im Zivildienſte nach Maß —

gabe folgender Vorſchriften :

a) es ruhen alle unter 21/100 der Vollrente zuerkannten Rententeile ;

b) von höheren Renten ruhen außerdem alle 60¾00 der Vollrente überſteigen⸗
den Rententeile ;

Renten , die Kapitulanten lediglich auf Grund des § 1 Abſ . 3 zuerkannt

worden ſind ( ſog . Dienſtzeitrenten . D. V. ) , ruhen , ſoweit als Zivildienſt⸗
einkommen und nach § 9 bemeſſene Rente zuſammen den jährlichen

Betrag von 2000 Mk. überſteigen .

Rententeile , die ſich aus der Erhöhung der Vollrente gemäß § 10 Abſ . 1

§ 56 ergeben , bleiben hierbei außer Anſatz und ruhen nach der Vorſchrift

unter a und b.

Als Zivildienſt gilt jede Anſtellung oder Beſchäftigung als Beamter oder

in der Eigenſchaft eines Beamten im Reichs⸗ , Staats - oder Kommunaldienſte ,

bei den Verſicherungsanſtalten für die Invalidenverſicherung , bei ſtändiſchen

oder ſolchen Inſtituten , welche ganz oder zum Teil aus Mitteln des Reichs ,

Staates oder der Gemeinden unterhalten werden , oder in ſolchen zu den vor⸗

bezeichneten nicht gehörenden Zivilſtellen , welche ganz oder zum Teil den Militär⸗

anwärtern und den Inhabern des Anſtellungsſcheins vorbehalten ſind , wenn

und ſolange der Angeſtellte oder Beſchäftigte durch dieſen Dienſt ein Einkommen

bezieht .
Bei Berechnung des Zivildienſteinkommens ſind diejenigen Beträge , welche

für die Beſtreitung eines Dienſtaufwandes ſowie zur Entſchädigung für außer⸗

gewöhnliche Teuerungsverhältniſſe gewährt werden , nicht in Anſatz zu bringen ;

die Dienſtwohnung iſt mit dem penſionsfähigen oder ſonſt hierfür feſtgeſetzten

Werte , der Wohnungsgeldzuſchuß oder eine dementſprechende Zulage mit dem

penſionsfähigen Betrag oder , ſofern er nicht penſionsfähig iſt , mit dem Durch —⸗

ſchnittsſatz anzurechnen . Iſt der wirkliche Betrag des Wohnungsgeldzuſchuſſes oder

der Zulage jedoch geringer , ſo iſt nur dieſer anzurechnen .

Der Reichstag beſchloß gegenüber dem Entwurf eine Verbeſſerung

für die Unteroffiziere , welche eine Dienſtzeitrente auf Grund 18jähriger

Dienſtzeit erlangt haben . Entſcheidend hierfür waren folgende Geſichts —

punkte : Die 18 Jahre gedient habenden Kapitulanten bekommen

E



ihre Rente auf Grund der Dienſtzeit , ſie kommen ſoviel ſpäter in den

Zivildienſt als andere , „ daher ſei es wohl berechtigt , wenn man auf ſie

und die von ihnen erdiente Rente dasſelbe Prinzip zur Anwendung

bringe , welches man bei der Penſion der — gelten laſſe . Bei

ihnen könne man auch ein Mindeſteinkommen annehmen , bis zu dem

eine Kürzung der Militärpenſion überhaupt nicht eintreten ſolle . Der

Antragſteller habe eine Grenze von 2000 Mk . angenommen ; dieſelbe

ſei um 600 Mk . höher als der höchſte Betrag des § 103 des Geſetzes vom

22. Mai 1893 . Aber man müſſe die geſteigerte Lebenshaltung in Be

tracht ziehen . Durchſchnittlich hätten mittleren Beamten ein An

fangsgehalt von 1500 Mk. , das ſich in je 3 Jahren um 300 Mk . ſteigere .

Nehme man nun an , daß ein Wälitkzanwäcker nach 12jähriger Militär

dienſtzeit in den Zivildienſt eingetreten ſei , ſo wäre er in dem Augen

blick, da der 18 Jahre im Militärdienſt gedient habende Kapitu lant

in den Zivildienſt übertrete , ihm um etwa 600 Mk . voraus . Dieſe Be

rechnung führe auch zur Annahme des Satzes von 2000 Mk . “ Nachdem

inzwiſchen die Gehälter der mittleren und unteren Beamten erhöht

worden ſind , iſt es fraglich geworden , ob die Summe von 2000 Mk .

noch beſtehen kann oder ob ſie nicht angemeſſen zu erhöhen iſt .

Die Militäranwärter halten an ihrer alten Forderung : „ ungekürzte

Belaſſung der Militärrente in allen Lebenslagen “ feſt und führen

hierfür folgende Gründe an : „ Die Kürzungsbeſtimmungen des § 36

haben zur Folge , daß die meiſten Militärinvaliden und Militärrenten —

empfänger von den ihnen zuerkannten Gebührniſſen 2/ö100 der Voll

rente — das iſt bei ſehr vielen Invaliden der ganze Penſionsbetrag -

nichts empfangen . Wir halten jegliche Einbehaltung der Penſion oder

Rente nicht für gerechtfertigt , ſolange die Vorausſetzungen , unter

denen ſie gewährt wurden , noch vorhanden ſind . Solange die Geſund
heitsſchädigung , die allein den Anſpruch auf Invalidenverſorgung

begründete , beſteht , dürfte auch die zur Deckung der durch das In

validitätsleiden hervorgerufenen außerordentlichen Koſten beſtimmte

Rente voll zu zahlen ſein . Die Tatſache , daß der Invalide noch imſtande

iſt , eine Beamtenſtelle zu bekleiden , kann nicht zur Folge haben , daß

nun die durch ſeine Invalidität ihm auferlegten ſtändigen Ausgaben

aufhören . Aus dieſem Grunde bitten wir , dafür einzutreten , daß ,

wenn nicht die ganze Penſion , ſo doch wenigſtens der über 1/100 der

Vollrente liegende Teil bei einem Einkommen von mehr als 3000 Mk. ,

bis zu dieſem Betrage aber unverkürzt zu zahlen iſt . Die Erhöhung

der Mindeſteinkommensſätze findet ihre Begründung in der fort

ſchreitenden Entwertung des Geldes . “
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Bei der erſten ſich E günſtigen Finanzlage iſt auf Er⸗

füllung dieſer alten Forderung zu dringen .
Eine Forderung aber alsbald erfüllt werden : Wenn man

jetzt an die geſetzliche Erhöhung der Bezüge der Altpenſionäre geht ,
dann darf man unter keinen Umſtänden die Alt - Invalidenrentner

vergeſſen ; ihre Bezüge ſind ſehr gering und ſtehen faſt durchweg unter

denen der Altpenſionäre. Wollte man daher ſie von der geſetzlichen

Aufbeſſerung ausſchließen , ſo würde dies eine gewaltige Ungerechtigkeit
und Härte ſein . Wie die Erhöhung vorzunehmen iſt , ob auf die Sätze
des Militärpenſionsgeſetzes von 1906 , braucht hier nicht erörtert

zu werden ; ſie muß mindeſtens nach denſelben Grundſätzen erfolgen ,
nach denen man den Altpenſionären helfen will .

Ueuntes Kapitel .

Militärrente und Zivilpenſion .

Wie aber , wenn der Militäranwärter aus ſeiner Zivilſtelle aus —

ſcheidet und in Penſion geht ? Verliert er dann Anſpruch auf
die Militärrente oder lebt dieſe nun ganz auf ? Der Entwurf des

Geſetzes von 1906 ſchlug hierfür vor , daß der Bezug der Rente ruhen
§ 36 Ziffer 4) :

4. 85 Bezug einer im Zivildienſt erdienten Penſion in Höhe der gleichen
Beträge wie unter Nr . 3 (d. h. unter 219 % und über 6090 ) . Iſt der hiernach
ſich ergebende Geſamtbetrag , Zivilpenſion und Rententeilbetrag , geringer
als die zuerkannte Rente , ſo iſt dem Penſionär neben der Zivilpenſion von
der zuerkannten Rente ſo viel zu zahlen , daß der Betrag der letzteren er —
reicht wird . Der an den Penſionär nicht zahlbare Rentenbetrag wird dem

Zivilpenſionsfonds erſtattet , wenn bei Bemeſſung der Zivilpenſion die

Militärdienſtzeit nach Maßgabe des Reichsbeamtengeſetzes oder doch min —

deſtens ſoweit angerechnet worden iſt , als die Zivildienſtzeit nach den Vor⸗

ſchriften des Landesrechts angerechnet wird .

Der Reichstag fand hier keinen gerechten Ausgleich und beſchloß

zuzüglich einer kleinen Anderung bei der Militärvorlage 1913 folgendes
über das Ruhen der Rente ; ſie ruht ( § 36 Ziffer J ) :
4. neben dem Bezug einer im Zivildienſt erdienten Penſion , ſoweit als Zivil

penſion und zuerkannte Rente zuſammen denin der zuletzt bekleideten Stelle
erreichbaren Höchſtpenſionsbetrag oder , wenn es für den Penſionär günſtiger
iſt , ſoweit als die tatſächlich erdiente Zivilpenſion und die nach Nr . 3 a und b

nicht ruhenden Rententeile zuſammen den Betrag von 2000 Mk. überſteigen .
Der an den Penſionär nicht zu zahlende Rentenbetrag wird dem Zivil —
penſionsfonds erſtattet .

Für dieſen Vorſchlag waren folgende Erwägungen maßgebend :
„ Habe der Militäranwärter im Zivildienſte ſo lange gedient , daß er die

Höchſtpenſion ſeiner Stelle erreicht habe , ſo ergebe ſich hieraus , daß er in keiner
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